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Neue Rechtsvorschriften

überblick über die Gesetzgebung 
im II. Quartal 1980

Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Ge­
setzblatt Teil I Nr. 12 bis 18 veröffentlichten Rechtsvor­
schriften.*
Der weiteren Durchsetzung der investitionspolitischen 
Ziele von Partei und Regierung, die insbesondere im Ge­
meinsamen Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees 
der SED und des Ministerrates über die Erhöhung der 
Investitionen zur weiteren Stärkung der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit der DDRi für einen längeren Zeitraum 
fixiert worden sind, dienen zwei Rechtsvorschriften zur 
Investitionstätigkeit. Sie ordnen sich ein in die auch auf 
der 7. Baukonferenz des Zentralkomitees der SED und 
des Ministerrates der DDR bekräftigte Aufgabenstellung, 
„aus jeder Mark Investition einen höheren volkswirtschaft­
lichen Nutzeffekt zu erreichen“ .2

Mit der VO über die Durchführung von Investitionen 
vom 27. März 1980 (GBL I Nr. 13 S. 107) liegt nunmehr 
zusammen mit der VO über die Vorbereitung von Investi­
tionen vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 251) i. d. F. der 
2. VO vom 12. Dezember 1979 (GBL I 1980 Nr. 1 S. 15)3 ein 
relativ geschlossenes Gesetzeswerk über die Investitions­
tätigkeit vor. Die neue VO enthält eine klare Definition, 
was vom Begriff „Durchführung der Investitionen“ um­
faßt wird. Mit der Durchführung einer Investition darf 
erst begonnen werden, wenn die Vorbereitung abgeschlos­
sen, die Grundsatzentscheidung getroffen und durch den 
Bestätigungsvermerk auf der Titelliste der Nachweis er­
bracht wurde, daß die Investition im Investitionsplan des 
Investitionsauftraggebers enthalten ist. Darüber hinaus 
müssen über die zur Durchführung erforderlichen Liefe­
rungen und Leistungen mit den Auftragnehmern Wirt­
schaftsverträge vorliegen.

Besonderes Gewicht wird auf die klare Festlegung der 
Verantwortung für eine straffe Leitung der Investitions­
durchführung gelegt.4

Die Verantwortung für die Durchführung der Investi­
tion trägt der Investitionsauftraggeber. Die Hauptform 
der Leitung der Vorbereitung und Durchführung von In­
vestitionen ist der Einsatz einer Investitionsbauleitung des 
Investitionsauftraggebers. Bei Anwendung dieser Leitungs­
form hat der Investitionsauftraggeber die einheitliche Lei­
tung und Koordinierung der Investitionsdurchführung und 
die Ordnung, Sicherheit und Disziplin auf der Baustelle in 
Abstimmung mit den Auftragnehmern selbst zu gewähr­
leisten und ist u. a. auch für eine einheitliche Gestaltung 
der Arbeite- und Lebensbedingungen einschließlich der 
Regelung der Arbeitszeit auf der Baustelle, z. B. Schicht­
system und Pausen, entsprechend den Rechtsvorschriften 
verantwortlich.

Um eine einheitliche Leitung der Investitionsdurchfüh­
rung zu gewährleisten und um den Leitungs- und Koordi­
nierungsaufwand auf der Baustelle zu verringern, sind 
durch den Investitionsauftraggeber auf vertraglicher 
Grundlage Hauptauftragnehmer einzusetzen. Der Einsatz 
von Generalauftragnehmern auf vertraglicher Grundlage 
kann dann erfolgen, wenn deren Leistungsfähigkeit, Er­
fahrungen und Kooperationsbeziehungen bei der Investi­
tionsvorbereitung und -durchführung zu einem hohen 
volkswirtschaftlichen Nutzen führen (insbesondere bei 
Neubau- und Erweiterungsinvestitionen mit hoher Wieder­
holbarkeit sowie dann, wenn der Generalauftragnehmer 
die Hauptanlage selbst errichtet).

Die VO regelt neben den Aufgaben des Investitionsauf­
traggebers die Verantwortung der Auftragnehmer bei der 
Durchführung der Investitionen. In Übernahme der be­
währten Regelungen der VO über die General- und Haupt­
auftragnehmerschaft vom 12. Oktober 1971 (GBl. II Nr. 71
S. 609), die mit der neuen VO aufgehoben wird, werden 
die Hauptauftragnehmer und Generalauftragnenmer defi­
niert, und es wird ihre spezielle Verantwortung bei der 
Durchführung der Investitionen festgelegt. Für die Wirt­

schaftsverträge ist der in der Nomenklatur der General­
und Hauptauftragnehmer festgelegte Liefer- und Lei­
stungsumfang verbindlich.

In einem gesonderten Abschnitt werden die dem In­
vestitionsauftraggeber übergeordneten Organe und die spe­
ziellen zentralen staatlichen Organe (die Zentrale Staat­
liche Inspektion für Investitionen sowie die Bank-, Finanz- 
und Preisorgane) zur straffen Kontrolle über die Einhal­
tung von Ordnung und Disziplin bei der Durchführung der 
Investitionen verpflichtet. Sie sollen sich dabei u. a. darauf 
konzentrieren, daß die materiellen und finanziellen Fonds 
nach dem Prinzip der strengsten Sparsamkeit verwendet 
werden und daß die festgelegte Rang- und Reihenfolge 
bei der Durchführung der Investitionen eingehalten wird.5

Mit der VO über die Baubilanzierung und Bauprojek­
tierungsbilanzierung vom 15. Mai 1980 (GBl. I Nr. 15 S. 127) 
wird die Aufgabe gestellt, die Bau- und Bauprojektierungs­
kapazitäten auf die festgelegten volkswirtschaftlichen 
Schwerpunktaufgaben zu konzentrieren und die baulichen 
Voraussetzungen für die Forschung und die schnelle Ein­
führung von wissenschaftlich-technischen Spitzenleistungen 
in die Produktion zu schaffen. Im Prozeß der Bilanzierung 
ist mit hoher Staatsdisziplin die Einheit von Plan, Bilanz 
und Vertrag so herzustellen, daß die im Investitionsplan 
enthaltenen Bauaufgaben termin-, qualitäts- und sorti­
mentsgerecht fertiggestellt werden können. Eine wichtige 
Grundlage für die Bilanzierung ist die vom Ministerrat 
bestätigte Rang- und Reihenfolge der Vorbereitung und 
Durchführung der zentral geplanten und weiteren volks­
wirtschaftlich bedeutsamen Investitionsvorhaben. Die VO 
legt fest, daß das geplante Aufkommen an Bau- und Bau­
projektierungskapazitäten ausschließlich für Bauvorhaben, 
die in den Investitionsplänen enthalten und in den be­
stätigten Titellisten festgelegt sind, bzw. für geplante Bau­
reparaturen einzusetzen ist.

Die bilanzierenden Organe und bilanzbeauftragten Be­
triebe haben im Prozeß der Bilanzierung aktiv auf die Sen­
kung des Bauaufwands, die Verkürzung der Bauzeiten und 
auf den volkswirtschaftlich effektivsten Einsatz der Bau­
kapazitäten und Bauprojektierungskapazitäten Einfluß zu 
nehmen.

Für die Wahrnehmung der in der VO enthaltenen Auf­
gaben im Prozeß der Bau- und Bauprojektierungsbilan­
zierung sind die festgelegten Leiter persönlich verantwort­
lich. Der Ablauf der Bilanzierung ist dem Ablauf der Pla­
nung, Vorbereitung und Durchführung der Investitionen 
angepaßt.

Die Anmeldung des Bedarfs an Bauprojektierungslei­
stungen für die Mitwirkung an der Vorbereitung und die 
Anmeldung des Baubedarfs für die Durchführung der In­
vestitionen im gesamten Realisierungszeitraum erfolgt auf 
der Grundlage der bestätigten Aufgabenstellung. Die 
Bilanzentscheidungen sind spätestens acht Wochen nach 
der Anmeldung zu treffen. Im Rahmen .der Ausarbeitung 
der Jahresvolkswirtschaftspläne übergeben die Investi­
tionsauftraggeber die einzuordnenden Bauanteile für die 
Fortführungsvorhaben und für die neu zu beginnenden 
Bauvorhaben an die bilanzierenden Organe. Zur Einord­
nung der Bauanteile der Bauvorhaben in die Baubilanzen 
des Planjahres sind entsprechend den terminlichen Rege­
lungen zur Ausarbeitung der Volkswirtschaftspläne not­
wendige Bilanzentscheidungen zu treffen.

Zur Durchsetzung der Staatsdisziplin bei der Baubilan­
zierung und Bauprojektierungsbilanzierung werden Wirt­
schaftssanktionen eingeführt, für deren Zahlung die Be­
stimmungen des Vertragsgesetzes über die materielle 
Verantwortlichkeit entsprechend anzuwenden sind. Eben­
so wurden neue Ordnungsstrafbestimmungen in die VO 
aufgenommen. So hat z. B. der Baubetrieb eine Wirtschafts­
sanktion zu zahlen, wenn er Bauleistungen vertraglich 
bindet oder durchführt, für die kein Nachweis über die 
Aufnahme in den Investitionsplan vorliegt. Leiter oder 
leitende Mitarbeiter, die Bilanzentscheidungen verzögern 
oder solche im Widerspruch zu staatlichen Plankennziffern, 
Bilanzvorgaben oder Direktiven treffen, können mit einer 
Ordnungsstrafe belegt werden.
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